
FachbeitragGerold Stahr, Kommunales Vermessungswesen in Deutschland

251131. Jg.   5/2006   zfv

Zusammenfassung
Die Situation des kommunalen Vermessungswesens, das in 
den deutschen Städten seit teilweise weit über 100 Jahren 
besteht, wird mit seinen wichtigsten Aufgabenfeldern Geo-
information, Kartographie, Grundstücksbewertung und Bo-
denordnung dargestellt. Weiterhin werden die Verbindung 
zum Liegenschaftswesen sowie das Bodenmanagement und 
die Kooperationsmöglichkeiten verschiedener Aufgabenträ-
ger angesprochen.

Summary
This paper describes the situation of local surveying, which has 
existed in some German cities for more than 100 years, and 
its most important areas of responsibility like geo information, 
cartography, valuation and real-estate regulation. In addition 
the connection to real-estate administration as well as land 
management and the possibilities for co-operation between 
various actors will be addressed.

1	 Ausgangssituation

Das Vermessungswesen in den Kommunen der Bundes-
republik Deutschland stellt sich für einen Außenstehen-
den und gelegentlich auch für den Insider überraschend 
heterogen dar. Dies betrifft sowohl die Inhalte der darun-
ter verstandenen Aufgaben als auch die organisatorische 
Einordnung. Dies ist so, obwohl das Vermessungswe-
sen in den Kommunen und insbesondere in den Städ-
ten eine lange Tradition hat. Es verbirgt sich dahinter 
eine Entwicklung von mehr als 100 Jahren. Beispielhaft 
sei hier verwiesen auf die Festschriften der Städte Berlin 
(125 Jahre in 2001), Bochum (100 Jahre in 1985), Bremen 
(150 Jahre in 1985), Dresden (125 Jahre in 2001), Frank-
furt a. M. (200 Jahre in 1988), Hagen (100 Jahre in 2003), 
Köln (100 Jahre in 1975), Münster (100 Jahre in 1999), 
Pforzheim (100 Jahre in 2002), Wiesbaden (100 Jahre in 
1984) und Wuppertal (100 Jahre in 2004).

Um eine erste Einordnung vorzunehmen, wird auf ein 
Bild zurückgegriffen, nach dem das behördliche Vermes-
sungswesen auf drei Säulen ruht: der staatlichen Vermes-
sungs- und Katasterverwaltung, der Flurneuordnungs-
verwaltung und dem kommunalen Vermessungs- und 
Liegenschaftswesen. Möchte man bei dem Bild bleiben, 
so stellt sich bei vergleichender Betrachtung eher die ein-
gangs genannte Vielfalt denn eine Einheitlichkeit heraus. 
So arbeitet die Flurneuordnungsverwaltung heute auf der 
Grundlage eines Bundesgesetzes und ressortiert – dem 
föderalen Aufbau der Bundesrepublik Deutschland ent-
sprechend – in den Ländern überwiegend bei den für die 

Landwirtschaft zuständigen Ministerien. Hingegen arbei-
ten die staatlichen Vermessungs- und Katasterbehörden 
auf Grundlage von jeweilig in den Ländern erlassenen 
Gesetzen und sind – anders als die Flurneuordnungs-
behörden – länderspezifisch entweder dem Innen-, dem 
Wirtschafts- oder dem Finanzressort zugeordnet. Zur Er-
ledigung der Aufgaben des kommunalen Vermessungs- 
und Liegenschaftswesens wird auf unterschiedliche ge-
setzliche Grundlagen zurückgegriffen, die sowohl auf 
Bundesrecht als auch auf Landesrecht oder auf Ortsrecht 
(Satzungen) beruhen. In den Kommunalverwaltungen ist 
das Vermessungswesen in der Regel dem Bau- und Pla-
nungsdezernat zugeordnet. Sind die Aufgaben des Lie-
genschaftswesens und des Vermessungswesens organisa-
torisch zusammengefasst, so ist die entsprechende Einheit 
gelegentlich auch dem Finanzdezernat zugehörig.

Auf eine weitere Besonderheit sei an dieser Stelle hinge-
wiesen. Da die Landesvermessung und das Liegenschafts-
kataster nach dem Grundgesetz eine Angelegenheit der 
Bundesländer sind, gibt es auch durchaus unterschied-
liche Festlegungen in den Bundesländern. Im Bundesland 
Bayern beispielsweise sind allein staatliche Behörden bis 
zur unteren Ebene (ausgenommen Stadt München) zu-
ständig für Landesvermessung und Liegenschaftskatas-
ter. Im Bundesland Nordrhein-Westfalen ist die Führung 
des Liegenschaftskatasters auf der unteren Ebene auf die 
kreisfreien Städte und die Landkreise übertragen. Das be-
deutet, dass in Nordrhein-Westfalen alle großen Städte in 
der für das Vermessungswesen zuständigen Organisations
einheit auch das Liegenschaftskataster führen (Pflichtauf-
gabe zur Erfüllung nach Weisung).

Die Bundesländer Bayern und Nordrhein-Westfalen 
sind Beispiele eines Spektrums, das auch dazwischen Lö-
sungen kennt. So gibt es Bundesländer, die durch Gesetz 
oder auf Antrag großen Städten die Führung des Liegen-
schaftskatasters übertragen.

2	 Kommunale Aufgaben

Was verbirgt sich nun hinter dem verwendeten Begriff 
»Kommunales Vermessungswesen« an inhaltlichen Auf-
gaben? Ohne Zweifel hat sich seit den Anfängen der Ver-
messung durch die Anforderung der jeweiligen Zeit bzw. 
der Gesellschaft ein Aufgabenspektrum entwickelt, das 
auch heute noch vielfach unter dem Begriff Kommunales 
Vermessungswesen subsumiert wird. Dieser Begriff steht 
für eine Qualität, die mit der reinen Tätigkeit des Vermes-
sens nur noch wenig gemein hat. Selbst in den großen 
Städten mit ihren großen Vermessungsabteilungen sind in 
den letzten beiden Jahrzehnten die Personalstellen stark 
zurückgeführt worden. Das mag einerseits mit der ra-
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santen Entwicklung der Instrumententechnik zu tun zu 
haben, teilweise erfolgten diese Rückführungen auch zu-
gunsten einer stärkeren Vergabe an öffentlich bestellte 
Vermessungsingenieure bzw. – soweit zugelassen – an In-
genieurbüros für Vermessung.

Auch bei der Darstellung der Aufgaben des kommu-
nalen Vermessungswesens wird zur besseren Orientierung 
auf ein Säulenmodell zurückgegriffen, um auch dort fest-
zustellen, dass eine große Vielfalt vorhanden ist. Diese 
Vielfalt wird bestimmt durch die Größe der jeweiligen 
Kommune nach Fläche und Einwohnerzahl, durch regio-
nale Besonderheiten, durch historisch gewachsene Zustän-
digkeiten oder aufgrund organisatorischer Bedingungen. 
Als Säulen seien genannt: Geoinformation, Kartographie, 
Grundstücksbewertung und Bodenordnung.

Sind Vermessungswesen und Liegenschaftswesen in ei-
ner Kommune zusammengefasst, treten weitere Säulen 
hinzu. Sie tragen dann das Gesamtgebilde »Kommunales 
Vermessungs- und Liegenschaftswesen«.

2.1	 Geoinformation

Die Vermessung (der Erde) hat eine jahrtausendelange Ge-
schichte. Es war die wissenschaftliche Neugier, die den 
Menschen mit der Frage beschäftigte: »Wo bin ich?« Be-
rühmte Namen stehen dafür, wie beispielsweise Erathos-
tenes.

Später machte man sich die Vermessung zunutze, um 
ganze Gebäudequartiere (z. B. römische Heerlager) und 
neue Stadtgrundrisse zu vermessen.

Die kommunale Vermessung entstand im Zusammen-
hang mit der Landflucht und der Industrialisierung im 
letzten Viertel des 19. Jahrhunderts. Es zeigte sich, dass 
die staatlichen Vermessungsverwaltungen den kommu-
nalen Bedürfnissen nicht mehr nachkommen konnten. 
Zwar gibt es in dieser Zeit Stadtanlagen, beispielsweise 
im Königreich Preußen, die von preußischen Stadtbau-
meistern angelegt sind, jedoch ergaben die Probleme vor 
Ort, dass sich insbesondere in den großen Städten zu-
nehmend Vermessungsabteilungen und später auch Ver-
messungsämter bildeten. Ihre Aufgabe bestand im We-
sentlichen darin, topographische Situationen zu erfassen 
und in Karten niederzulegen. Diese Karten dienten ins-
besondere Planungszwecken. Nach Erstellung der Pla-
nungen war der Vermessungsingenieur wiederum aufge-
rufen, diese in die Örtlichkeit umzusetzen. Die Arbeit der 
Vermessungsämter bestand also insbesondere im Erfas-
sen und Abstecken. Darüber hinaus wurden Stadtkarten 
in kleineren Maßstäben erstellt, die dann die Kunst des 
Generalisierens erforderten. Solche historisch wertvollen 
Stadtkarten finden heute noch Zuspruch und geben ins-
besondere auch für die heutige Zeit wichtige Informa
tionen. So ist es unter Umweltgesichtspunkten wichtig zu 
wissen, wo sich zugeschüttete Gruben aus früherer Lehm-
gewinnung oder in früherer Zeit eine Bleigießerei befand. 
Weitere erste Informationsquellen dafür sind die histo-

rischen Liegenschaftskarten und Gebäudebücher der Ka-
tasterverwaltung.

Das kommunale Vermessungswesen erwies seine Be-
deutung nach der Not und den Wirren des Zweiten Welt-
krieges. Damals lagen Karten und Pläne buchstäblich 
unter Trümmern. Die Zeit des Wiederaufbaus hatte be-
gonnen und brauchte dazu entsprechende Kartengrund-
lagen. Es wurde deutlich, dass im weitesten Sinne die 
Aufgaben des Vermessungswesens zur Daseinsvorsorge 
gehören. Dabei ging es nicht nur um die Schaffung von 
Planungsgrundlagen für den Wiederaufbau, sondern auch 
um die Probleme des Nachweises der Grundstücke i. S. v. 
§ 2 der Grundbuchordnung. Übrigens eine Situation, die 
sich nach der Wiedervereinigung 1990 in den ostdeut-
schen Ländern wiederholte, weil zu Zeiten des vorherge-
henden Regimes weitestgehend der Eigentumsnachweis 
vernichtet worden war.

Hinzu kam für die Kommunen, dass das Reichskataster 
»aufgelöst« wurde und gemäß Art. 73 des Grundgesetzes 
die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster 
auf die Bundesländer übertragen wurde. Die Bundeslän-
der wiederum haben die Organisation der Landesvermes-
sung und des Liegenschaftskatasters in unterschiedlicher 
Weise vorgenommen (siehe oben). In den Fällen, in de-
nen die Führung des Liegenschaftskatasters auf die kreis-
freien bzw. großen Städte übertragen wurde, gab es für 
die Grundlagenerstellung neue Ansatzmöglichkeiten. In 
diesen Städten musste das Liegenschaftskataster nicht 
mehr doppelt als Zweitkataster geführt werden. Die Ent-
wicklung weiterer Maßstabsebenen und damit auch die 
Entwicklung weiterer maßstabsgebundener Ebenen für 
Fachinformationen wurde wesentlich erleichtert.

Die inzwischen angestoßene Entwicklung zur Automa-
tion förderte diesen Vorgang beträchtlich. 1973 beschloss 
die Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen 
der Länder das Sollkonzept »Automatisiertes Liegen-
schaftskataster als Basis der Grundstücksdatenbank«. Da-
mit war der Grundstein gelegt für ein Informationssystem, 
das alle den Grund und Boden erfassenden Informationen 
beinhalten sollte. An der Entstehung dieses Konzeptes 
waren auch kommunale Vertreter beteiligt. Denn auch in 
den Kommunen nahm die Automation ihren Fortgang. 
So war es eigentlich nur konsequent, dass das Präsidium 
des Deutschen Städtetages (als einer der drei kommunalen 
Spitzenverbände in der BRD) bereits 1988 den Mitglied-
städten empfahl, schrittweise MERKIS aufzubauen. Das 
Kürzel bedeutet »Maßstabsorientierte Einheitliche Raum-
bezugsbasis für Kommunale Informationssysteme« und 
will letztlich, dass in das automatisiert geführte kommu-
nale Informationssystem auch der grafische Teil mit allen 
Geometrieinformationen integriert wird.

Dabei wurde im Laufe der Zeit immer deutlicher, dass 
die kommunalen Informationen auch für andere Zwecke, 
beispielsweise für die Wirtschaft, von zunehmender Be-
deutung sind. Insbesondere die kommunalen Informa-
tionen mit geografischem Bezug stellen inzwischen ei-
nen erheblichen Wirtschaftsfaktor dar. Unterstrichen wird 
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dies durch die MICUS-Studien aus dem Jahre 2001 und 
2003. Diese Studien belegen die Bedeutung von Daten 
mit geografischem Bezug für die Geoinformationswirt-
schaft, wie sie heute genannt wird. Sie verweisen darauf, 
dass über 80 % aller Entscheidungen in der Gesellschaft 
auf raumbezogene Daten zurückgreifen. Geodaten wer-
den definiert als rechnerlesbare Informationen über Ob-
jekte und Sachverhalte mit Raumbezug. Sie beinhalten 
wiederum die Geobasisdaten und die Geofachdaten. Da-
bei sind Geobasisdaten die grundlegenden amtlichen Geo
daten, welche die Topographie, die Grundstücke und die 
Gebäude anwendungsneutral in einem einheitlichen geo
dätischen Bezugssystem beschreiben. Die Geofachdaten 
wiederum sind thematische Daten mit Raumbezug, der 
sowohl direkt durch geografische Koordinaten als auch 
indirekt z. B. durch Postleitzahlbezirke oder andere admi-
nistrative Einheiten gegeben sein kann.

Auch dieser Entwicklung hat sich das kommunale Ver-
messungswesen gestellt. Heute sind es nicht mehr so sehr 
die Grundlagen für den Aufbau bzw. Wiederaufbau der 
Kommunen. Vielmehr werden von den Verwaltungen, 
von der Wirtschaft und nicht zuletzt vom Bürger Geo
informationen unterschiedlichster Art verlangt. Dabei 
kann es sich um Informationen zu Schutzgebieten z. B. für 
die Umweltverwaltung, um Informationen zu Verkehrs-
straßen für die Automobilindustrie oder auch um Infor-
mationen über die Lage von Apotheken oder Taxiplätzen 
für den Bürger handeln. In diesem Sinne hat sich auch die 
Dienstleistung des kommunalen Vermessungswesens er-
heblich verändert. Sie ist bereits so weit entwickelt, dass 
eine Reihe von Städten diese Geoinformationen über in-
ternetfähige Geoportale anbieten.

Es wäre an dieser Stelle reizvoll, noch auf andere Ent-
wicklungen einzugehen, z. B. bei den Vermessungsinstru-
menten, beim Datenfluss oder bei der Verarbeitung der 
Aufnahmedaten. Alle diese Entwicklungen haben Ein-
fluss genommen auf die heute üblichen Standards im 
kommunalen Vermessungswesen, insbesondere was die 
Qualität der Dienstleistung und was die erhöhte Qualifi-
kation des Dienstpersonals betrifft. Daher ist damit, um 
diesen Wandel zu charakterisieren, mancherorts auch 
eine Änderung des Namens verbunden. Aus dem (kom-
munalen) Vermessungsamt wurde beispielsweise das Amt 
für Geoinformation.

2.2	 Kartographie

Die Herstellung kleinmaßstäbigerer Karten war in früherer 
Zeit langwierig und mit hohem personellen Aufwand ver-
bunden. Neben dem üblichen Stadtplan gab es insbeson-
dere in den großen Städten eine Fülle von thematischen 
Karten zu erarbeiten, beispielsweise zu Schiedsmannsbe-
zirken, Vorkaufsrechtsgebieten, Landschaftsschutzgebie-
ten usw. Einige dieser Themenkarten wurden nur dadurch 
lesbar, dass sie in kleineren Maßstäben dargestellt wur-
den. Ab dem Maßstab 1:10.000 beginnt etwa die Not-

wendigkeit zur Generalisierung, um bei einer annehm-
baren und handhabbaren Größe des Kartenblattes bleiben 
zu können.

Auch in der Kartographie hat die technische Entwick-
lung zu enormen Veränderungen bei der Herstellung und 
der Nutzung von Karten geführt. Ist einmal das Stadt-
planwerk auf digitale Führung umgestellt, so lassen sich 
Karteninhalte sehr schnell verändern und Druckvorlagen 
sehr kurzfristig erstellen. Dies macht es möglich, dass 
neue bzw. veränderte Informationen nach ihrer Kennt-
nisgabe unmittelbar in das Kartenwerk eingearbeitet wer-
den können. Um einen Begriff aus der Logistik zu benut-
zen: »just in time«. Für kommunale Kartenwerke besteht 
der unschätzbare Vorteil darin, dass Veränderungen in 
der Kommune, ob es nun die Einbahnstraßenrichtung, die 
Umbenennung einer Schule oder die Neubenennung eines 
Platzes sind, sofort in das Kartenwerk eingearbeitet wer-
den können. Neuauflagen von Karten bzw. Plänen haben 
einen äußerst hohen Aktualitätsgrad.

Das kommunale Vermessungswesen ist auch dieser 
Entwicklung engagiert gefolgt. Denn die Karteninforma-
tionen, die primär in der Kommune gewonnen werden, 
dienen gleichermaßen den großen, überörtlichen Karten-
verlagen, die darauf gerne durch entsprechende Abfragen 
zurückgreifen. Darüber hinaus bieten aber auch nur ak-
tuelle Stadtpläne und Themenkarten unter dem Gesichts-
punkt des Stadtmarketing und der Wirtschaftsförderung 
den gewünschten Nutzen.

Neben der Erstellung und Verarbeitung von kartogra-
phischen Informationen erlaubt die digitale Führung völ-
lig neue Formen der Auskunft. Stand in früherer Zeit allein 
die Papierkarte zur Verfügung, so ist nach der Umstel-
lung die (internetfähige) Auskunft aus der elektronischen 
Karte möglich geworden. Diese digitale Karte lässt sich 
aber auch auf elektronischem Wege oder auf ein entspre-
chendes Medium gepresst (z. B. CD) versenden. Die digi-
tale Karte kann dann an anderer Stelle – soweit rechtlich 
zulässig und technisch möglich – weiter verarbeitet, er-
gänzt und gedruckt werden. Damit ist dem kommunalen 
Vermessungswesen ein völlig neues »Geschäftsfeld« er-
öffnet worden. Dies belegen die vielseitigen kartogra-
phischen Produkte, die in den Kommunen heutzutage 
zur Verfügung stehen. Dies belegen aber ebenso die ent-
sprechenden Geoinformationen, die schon heute in vielen 
kommunalen Geoportalen eingestellt sind.

2.3	 Grundstücksbewertung

Die Kommunen nehmen in Erfüllung ihrer vielfältigen 
Aufgaben am allgemeinen Grundstücksmarkt teil. Sie er-
werben, veräußern, tauschen und verwalten unbebaute 
und bebaute Grundstücke. Darüber hinaus vergeben sie 
Rechte und Pachten an Grundstücken. Weiterhin sind die 
Kommunen Teilnehmer in Bodenordnungs-, Erschlie-
ßungs-, Enteignungs-, Sanierungs- und Entwicklungs-
maßnahmen. Nach den
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Gemeindeordnungen der Bundesländer haben die Kom-
munen beim Umgang mit ihrem Vermögen den Verkehrs-
wert zu beachten. Grundlage ist die Definition über den 
Verkehrswert gemäß § 194 des Baugesetzbuches, wenn-
gleich dieser in den Gemeindeordnungen beispielsweise 
als »voller Wert« bezeichnet wird. Zur entsprechenden Be-
urteilung wird auf kommunaler Ebene Sachverstand er-
forderlich, der die vorzunehmenden Bewertungen ggf. 
auch gutachterlich begleitet. Kleinere Kommunen verge-
ben diese Aufgabe in der Regel an öffentlich bestellte 
bzw. anerkannte Sachverständige außerhalb der eigenen 
Verwaltung. Größere Kommunen haben unter Berück-
sichtigung der Vielfalt und des Umfangs dieser Aufgaben 
eigene kommunale Bewertungsstellen gebildet. Organi-
satorisch sind diese im Bereich des Vermessungswesens 
angesiedelt.

Mit dem Bundesbaugesetz von 1960 wurde allgemein 
für die BRD die Einrichtung von Gutachterausschüssen 
für Grundstückswerte vorgeschrieben. Nach dem Ende 
der Preisstoppvorschriften des Jahres 1936 sollte dem 
Grundstücksmarkt damit ein Regulativ an die Hand gege-
ben werden, das die notwendige Transparenz am Grund-
stücksmarkt herstellen kann. Die Organisation der Gut-
achterausschüsse ist den Ländern übertragen. Dort, wo es 
die Verordnungen der Länder vorsehen, sind die Städte 
Träger der Gutachterausschüsse mit ihren Geschäftsstel-
len und Aufgaben nach dem Baugesetzbuch. Der Bünde-
lung von Sachverstand und Fachwissen dient es, wenn 
die kommunalen Bewertungsstellen und die Geschäfts-
stellen der Gutachterausschüsse möglichst eng zusam-
menarbeiten. Daraus hat sich ergeben, dass kommunale 
Bedienstete gleichzeitig für die kommunale Wertermitt-
lung wie auch vorbereitend für den Gutachterausschuss 
tätig werden. Dabei muss klargestellt bleiben, dass die 
Gutachterausschüsse in ihrer hoheitlichen Tätigkeit ab-
solut unabhängig bleiben.

Die geschilderte Entwicklung hat dazu geführt, dass die 
Grundstücksbewertung im Laufe der Jahrzehnte sich als 
Standbein des kommunalen Vermessungswesens etabliert 
hat. Dies wird aktuell bestätigt durch die Bewertungs-
aufgaben, die für das bis zum Jahr 2009 einzuführende 
Neue Kommunale Finanzmanagement (z. B. im Bundes-
land NRW) zu leisten sind. Der Zugriff auf Geoinforma-
tionen und Bewertungsgrundlagen sozusagen in einer 
Hand stellt sich wiederum als Vorteil dar.

2.4	 Bodenordnung

Die Bodenordnung ist ein traditionelles Aufgabenfeld des 
Vermessungswesens. Ursprünge der Bodenordnung las-
sen sich zurückverfolgen bis in das 14. Jahrhundert. Im 
kommunalen Bereich wurde erstmals ein Gesetz zur Bo-
denordnung im Jahre 1902 eingeführt. Die so genannte 
Lex Adickes wurde vom damaligen Oberbürgermeis-
ter Adickes in Frankfurt erlassen. Er erkannte, dass die 
bodenordnerische Umsetzung von Planungen nach dem 

Preußischen Fluchtliniengesetz von 1875 nicht in ausrei-
chender Form gewährleistet war. Dieses Gesetz mit sei-
nen 58 Paragraphen wurde ab 1911 auch in anderen Städ-
ten und im Jahre 1915 in der Provinz Ostpreußen für den 
Wiederaufbau in den kriegszerstörten Orten eingeführt. 
Nach dem 2. Weltkrieg haben die Aufbaugesetze der Län-
der Vorschriften aus der Lex Adickes aufgenommen. Das 
Bundesbaugesetz und das heutige Baugesetzbuch enthal-
ten die Vorschriften in im Wesentlichen unveränderter 
Form. Sie geben den Rahmen für Bodenordnungsmaß-
nahmen auf heutige Bedürfnisse modifiziert.

Es mag zutreffen, das in einigen Städten – sogar in 
großen – die Baulandumlegung, wie die Bodenordnung 
auch genannt wird, nicht angewandt wird. Hingegen gibt 
es andere Städte und auch viele ländliche Kommunen, 
in denen die Baulandumlegung eine erhebliche Tradition 
besitzt. Von daher lässt sich die Bodenordnung als weitere 
Säule des kommunalen Vermessungswesens nicht weg-
denken.

Es mag des Weiteren zutreffen, das die Vielzahl der 
Umlegungsverfahren – regional unterschiedlich – gerin-
ger geworden ist, weil es gegenwärtig keine Aufbau- und 
glücklicherweise auch keine Wiederaufbauphase gibt. 
Auch die Zeichen der demografischen Entwicklung spre-
chen gegenwärtig dafür, dass die Schaffung neuen Bau-
landes im früheren Umfang zur Zeit nicht erforderlich 
wird. Allerdings ist hierzu anzumerken, dass das Know-
how, das die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Laufe 
der Jahre in den Geschäftsstellen der für die Bauland
umlegung zuständigen Umlegungsstellen/Umlegungsaus-
schüsse erlangt haben, genutzt werden kann und sollte. 
Der in Umlegungsverfahren gelernte Umgang mit Eigen-
tum und Eigentümern, mit Rechtsinhabern, Mietern und 
Pächtern, mit Planungsbehörden, Bauordnungsbehörden 
und Umweltbehörden, mit Finanzbehörden und Steuer-
beratern usw. hat neben der Befassung mit Bewertungs- 
und mit Rechtsfragen ein Querschnittswissen erzeugt, das 
dringend bei der Umsetzung von städtebaulichen Maß-
nahmen und beim Stadtumbau benötigt wird.

2.5	 Liegenschaftswesen und Bodenmanagement

Die Instrumente des Liegenschaftswesens sind, anders 
als die städtebaulichen Instrumente, zivilrechtlicher Art. 
Im Bürgerlichen Gesetzbuch sind der Kauf, der Verkauf, 
der Tausch, die Erbbaurechtsbestellung, die Bestellung 
von sonstigen Rechten, Miete, Pacht, und das (zivilrecht-
liche) Vorkaufsrecht geregelt. Jeder dieser zivilrechtlichen 
Akte setzt das gegenseitige Einvernehmen der Vertrags-
parteien voraus. Eine einseitige Einflussnahme auf Inhalt 
und Zeitpunkt dieser Akte ist für die Kommune nicht ge-
geben. Dies gilt auch dann, wenn Ziele einer Planung, 
beispielsweise ein Bebauungsplan oder ein Landschafts-
plan, verwirklicht werden sollen. Kommt es nicht zur Ei-
nigung, muss – soweit die gesetzlichen Voraussetzungen 
vorliegen – auf das gesetzliche Instrument der Umlegung 
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bzw. der Enteignung zurückgegriffen werden, die im Bau-
gesetzbuch bzw. in den Landesenteignungsgesetzen ge
regelt sind.

Neben den genannten zivilrechtlichen Instrumenten 
des aktiven Liegenschaftswesens besteht eine weitere 
Aufgabe in der Verwaltung der kommunalen Immobilien. 
Klassischerweise sind der aktive Bereich und der verwal-
tende Bereich des Liegenschaftswesens den Finanzdezer-
naten zugeordnet, hingegen sind städtebauliche Planung 
und Planrealisierung dem Planungs- und Baudezer-
nat oder anderen Dezernaten zugeordnet. Dies führt aus 
fachlicher Sicht zu Unzulänglichkeiten beim Umgang mit 
Grund und Boden in einer Kommune: Zielsetzungen sind 
unterschiedlich, Steuerungsmöglichkeiten sind kaum ge-
geben, Investoren haben mehrere Ansprechpartner, in der 
Verwaltung bestehen Konkurrenzsituationen, Zuständig-
keiten sind nicht klar geordnet, möglicherweise ist offen, 
wer die Ergebnisverantwortung trägt.

Aus diesen und auch anderen Gründen haben in der 
Vergangenheit Kommunen das Vermessungswesen und 
das Liegenschaftswesen in einer Organisationseinheit zu-
sammengefasst. Dass hierdurch Synergieeffekte gegeben 
sind, zeigen bestehende Vermessungs- und Liegenschaft-
sämter. Allerdings hängt ihre Bildung von historisch ge-
wachsenen Gepflogenheiten einer Gemeinde und von ih-
rer Größenordnung ab.

Entscheidender als die organisatorische Zusammen-
führung ist jedoch, dass der Umgang mit dem Grund und 
Boden »aus einer Hand« erfolgt und damit die o. g. Unzu-
länglichkeiten vermieden werden. Es empfiehlt sich ein 
»Kommunales Bodenmanagement«, das alle städtebau-
lichen und zivilrechtlichen Instrumente in einer Verwal-
tungseinheit zusammenführt. Nur wenn eine gemeinsame 
und zentrale Zuständigkeit besteht, kann die jeweilig best-
mögliche Problemlösung durch Anwendung des geeig-
neten Instrumentes, einer Kombination von Instrumenten 
und den Einsatz der Steuerungselemente bei der Umset-
zung städtebaulicher Vorhaben erreicht werden. Ebenso 
wie die Bündelung aller kommunalen Planungsvorhaben 
in der Planungsverwaltung sinnvoll ist, so muss auch 
die Bündelung der Umsetzungsinstrumente organisato-
risch und inhaltlich erreicht werden. Es besteht die Mög-
lichkeit, stärker mit der Planung auf die Umsetzung und 
umgekehrt mit der Umsetzung auf die Planung einzu-
wirken. Letztlich ist es allerdings nicht entscheidend, ob 
ein besonders eingerichteter Stab unterschiedlicher Dis-
ziplinen in einer Verwaltung oder ein Arbeitskreis bzw. 
»runder Tisch« oder aber eine Projekt leitende und koor-
dinierende Organisationseinheit die Aufgabe des Boden-
managements wahrnimmt.

Das kommunale Vermessungswesen jedenfalls kann 
hierbei aufgrund seines Erfahrungshintergrundes einen 
guten Beitrag leisten. Beispiele hierfür sind die Stadt 
Bocholt mit ihrer Organisationseinheit »Bodenmanage-
ment« und die Landeshauptstadt München mit der Ein-
richtung eines »runden Tisches«.

3	 Interkommunale Kooperation

Bereits in den 90er Jahren wurden angesichts der Miss-
lage der öffentlichen Haushalte in den Verwaltungen er-
hebliche Anstrengungen unternommen, um zur Haus-
haltskonsolidierung zu kommen. Dies galt insbesondere 
auch für die Haushalte der Kommunen. In vielen Städten 
gab es bereits seinerzeit organisatorische und aufgaben-
kritische Untersuchungen, die vielfach auch durch externe 
Gutachter begleitet wurden. Ebenso wurde durch Städte-
vergleich nach Optimierungsmöglichkeiten gesucht. Die 
kommunalen Vermessungsverwaltungen hatten ein er-
hebliches Eigeninteresse, an den Konsolidierungsbemü-
hungen mitzuwirken, um nicht in einen Strudel zu ge-
raten, der selbst die Aufgaben der Daseinsvorsorge in 
Frage stellt. Die darauf folgenden Maßnahmen haben in 
den kommunalen Vermessungsverwaltungen zu teilweise 
drastischen Personaleinsparungen geführt.

Die nach wie vor bestehenden Bemühungen zur Haus-
haltskonsolidierung haben ergeben, dass auch eine inter-
kommunale Aufgabenerledigung geprüft wird. Dies wohl 
in der Erkenntnis, dass eine kommunale Gebietsreform 
und damit das Zusammenfassen von teilweise kleineren 
Einheiten nur schwierig politisch umzusetzen ist.

Diese Prüfungen der Kooperationsmöglichkeiten be-
treffen ebenso das kommunale Vermessungswesen. Dazu 
ist festzustellen, dass der Einsatz der Technikunterstüt-
zung bei der Vermessung und im Liegenschaftskataster 
historisch gesehen schon immer weit nach vorne getrie-
ben worden ist. Heute arbeiten alle Bereiche des Ver-
messungs- und Katasterwesens weitestgehend mit Tech-
nikunterstützung. Ohne den Einsatz aufwändiger und 
teurer Hard- und Software wären die Aufgaben nach den 
heutigen (gesetzlichen) Ansprüchen und Anforderungen 
nicht mehr zu bewältigen. In einer Untersuchung für vier 
Städte in der Region Ruhrgebiet wurde festgestellt, dass 
»nicht zuletzt als Folge der Kommunalisierung zur Erle-
digung gleicher Aufgaben fast überall unterschiedliche 
Werkzeuge eingesetzt werden. Die damit verbundenen 
Mehrkosten für Pflege, Entwicklungen, Beschaffungen, 
Schulungen, Administration usw. sind künftig weder wei-
ter zu vertreten noch zu finanzieren. Hinzu kommt, dass 
auch die Nutzung der Geobasisdaten als Standortfaktor 
der Region und als Wirtschaftsgut des wachsenden Geo
informationsmarktes eine Vereinheitlichung von Daten-
formaten, Datenbanksystemen, Schnittstellen usw. er-
zwingen.« Diese Erkenntnisse haben, jedenfalls was die 
Datenführung betrifft, schon früh zu der Einrichtung ge-
meinsamer Datenzentralen geführt. Teilweise bestehen 
diese Einrichtungen seit über 30 Jahren und sind Bei-
spiele interkommunaler Zusammenarbeit.

Heutzutage sind – nicht nur aus Einsparungsgründen – 
Kooperation und Zusammenarbeit bedeutungsvoller denn 
je. Dies gilt besonders für den Bereich der Geoinformation, 
in der die Nutzung der Geodaten in einer globalisierten 
Welt als Standortfaktor der Region und als Wirtschafts-
gut wachsende Bedeutung erlangt. Auch im Bereich der 
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Kartographie und der Grundstücksbewertung sind in Teil-
bereichen interkommunale Kooperationen denkbar. In der 
Bodenordnung und im Liegenschaftswesen ist dies zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt und auf der Grundlage der ge-
genwärtigen rechtlichen Gegebenheiten weniger wahr-
scheinlich.

Für den Abschluss freiwilliger bzw. öffentlich-rechtlich 
verfasster Kooperationen ist das Folgende als Vorausset-
zung zu berücksichtigen:
n	 Verwirklichung von Einsparpotentialen und Synergie

effekten;
n	 Optimierung und Sicherung einer ausreichenden Per-

sonalausstattung durch Zusammenlegung personell 
ausgedünnter Bereiche, damit die verantwortliche Auf-
gabenwahrnehmung weiterhin gewährleistet werden 
kann;

n	 Erhalt der Kontinuität in der Aufgabenerfüllung;
n	 Erhalt und Verbesserung der kommunalen raumbezo-

genen Dienstleistungen für die Gesamtheit der Gebiets-
körperschaft ohne Benachteiligung eines der Koopera-
tionspartner;

n	 Berücksichtigung steuerlicher Auswirkungen;
n	 Verteilung der Kosten unter gerechten und sachgerech

ten Gesichtspunkten;
n	 Gewährleistung örtlicher Besonderheiten und kommu-

naler Prioritäten für Bürger, Kunden und Verwaltung;
n	 Einbindung und Beteiligung von Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern sowie der Personalvertretung zu einem 
frühen Zeitpunkt;

n	 Erhalt der Fachkompetenz in den kooperierenden Ge-
bietskörperschaften, um Abhängigkeiten und uner-
wünschte Einflussnahmen zu vermeiden;

n	 Berücksichtigung von bestehenden Verflechtungen 
fachtechnischer Aufgaben entsprechend den örtlichen 
Anforderungen.

4	 Ausblick

Die bereits beschriebenen Veränderungen inhaltlicher 
und organisatorischer Art sowie in der beruflichen Qua-
lifizierung werden auch in der Zukunft ihren Fortgang 
nehmen.

In der Geoinformation ist das kommunale Vermes-
sungswesen eingebettet in den Aufbau der Geodaten-
infrastruktur Deutschland (GDI-DE) bis hin zu den Ent-
wicklungen auf europäischer Ebene (INSPIRE). Dabei wird 
zunehmend auch die dritte Dimension im Raumbezug 
eine Rolle spielen. Zarte Ansätze für eine 3-D-Nutzung 
in den Kommunen sind festzustellen. Die Wirtschaft for-
dert bereits entsprechende Datengrundlagen z. B. für Kfz-
Navigationssysteme. Das behördliche Vermessungswesen 
sollte in der Lage sein, diese Daten bedarfsgerecht zu lie-
fern (siehe auch MICUS-Studie). Dies wiederum setzt vor-
aus, dass entsprechend ausgebildete Fachleute zur Verfü-
gung stehen.

Die Grundstücksbewertung kannte in der Vergangen-
heit nur wachsende Märkte. Zukünftig muss sie auf stag
nierende und schrumpfende Märkte reagieren und ent-
sprechende zuverlässige Bewertungsaussagen treffen. Die 
Ansprüche an die Nachprüfbarkeit von Bewertungsaussa-
gen sind seit Begründung der Gutachterausschüsse stän-
dig gestiegen. Nicht nur der Grundstücksmarkt, sondern 
beispielsweise auch das Bankenwesen oder der Sozial-
bereich fordern bei sich verändernden Märkten entspre-
chende Ergebnisse. Es zeigt sich, dass für Bewertungsauf-
gaben im kommunalen Vermessungswesen entsprechend 
ausgebildete Fachleute notwendig bleiben.

Bestandteil des Städtebaus ist der Umgang mit dem 
Grund und Boden. Das gilt für städtebaulich wach-
sende Kommunen wie auch für die sich gegenwärtig an
deutenden gegenläufigen Entwicklungen. Beide Prozesse, 
sowohl das Wachstum als auch die Schrumpfung, müs-
sen bodenordnerisch begleitet werden. Auch hierfür be-
darf es in den Kommunen eines entsprechenden Sach-
verstandes.

Was die tägliche Praxis anbetrifft, so bestehen zum Er-
fahrungsaustausch verschiedene Netzwerke. Als solche 
fungieren beispielsweise die drei kommunalen Spitzen-
verbände: der Landkreistag, der Städtetag und der Städte- 
und Gemeindebund. Für die Städte und Gemeinden spielen 
die beiden letztgenannten Organisationen eine wichtige 
Rolle. Für das kommunale Vermessungs- und Liegen-
schaftswesen besteht die gleichnamige Fachkommission 
im Deutschen Städtetag im Jahre 2007 bereits seit 60 Jah-
ren. Sie ist seitdem Gewährsträger des notwendigen Er-
fahrungsaustausches. Darüber hinaus begleitet die Fach-
kommission mit ihren entsprechenden Arbeitskreisen in 
den Landesverbänden die Entwicklung auf dem Gebiet 
des kommunalen Vermessungs- und Liegenschaftswesens 
und gibt Anstöße zu neuen Entwicklungen.

Erforderlich bleibt, dass im kommunalen Vermessungs-
wesen die benötigten Führungskräfte nachwachsen, um 
auch zukünftig den angesprochenen Bedarf abzudecken. 
Hier sind insbesondere die Hochschulen gefragt, denn die 
Verwaltungen ziehen sich zunehmend aus der weiterfüh-
renden Ausbildung zurück. So gibt es einige Bundesländer, 
die sich bereits dauerhaft aus der Referendarausbildung 
zurückgezogen haben. Auch die Inspektorenausbildung 
nehmen viele Verwaltungen nicht mehr wahr. Daraus gilt 
es Konsequenzen zu ziehen.

Nun werden einige darauf verweisen, dass bereits ge-
handelt wird. Ist dem aber wirklich so? Oder sind Hoch-
schulen und Verwaltungen gegenwärtig nur zu sehr mit 
den eigenen Problemen beschäftigt und haben den Blick 
für die Gesamtentwicklung verloren?

Es ist wichtig, dass sich der Deutsche Verein für Ver-
messungswesen dieser Frage angenommen hat und eine 
Zukunftsperspektive für das breite Berufsbild – also auch 
für das kommunale Vermessungswesen – entwickelt.
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